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Stadt Detmold 
 
79 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 
 

I.  
Haushaltssatzung der Stadt Detmold für das Haus-

haltsjahr 2017 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966) hat der 
Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom 14.12.2016 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   220.859.755  € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  
                                 220.958.601 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf    210.372.200  € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf    206.730.048  € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der   
Investitionstätigkeit auf         11.808.864 €  
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf                  34.021.057 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf                 51.655.314 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf                 37.453.560 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen erforderlich ist, wird auf 
 

16.388.024 € 
 

festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

28.261.334 € 
 

 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf 
 

98.846 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

55.000.000 € 
 
festgesetzt.  
 
§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf              217 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf              550 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf                446 v.H.  
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-

lungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  
- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus finanz 
statistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen den Or-
ganisationsbereichen  

- bei Strukturänderungen der Verwaltung oder 
- im Bereich der Personalwirtschaft  

erforderlich werden.  
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder  
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vertraglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzu-
sehen, wenn sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen so-
wie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Organisationsbereiche mit Ausnahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsverrech-
nungen etc.) 

 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
 
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
 

§ 9 
 

Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 250.000 € fest-
gesetzt.  
 

§ 10 
 

Stellenplan 
 
 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden 
                      des Stelleninhabers. 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des 
         Stelleninhabers umzuwandeln. 
 
Die im Stellenplan ausgewiesenen Planstellen der Beam-
ten und Tarifbeschäftigten können vorübergehend auch mit 
Beschäftigten der jeweils anderen Beschäftigtengruppe be-
setzt werden. 
 

II: 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 27.12.2016 
angezeigt worden. Das Anzeigeverfahren wurde mit Verfü-
gung des Kreises Lippe vom 26.01.2017 abgeschlossen. 
 
Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erforderliche Genehmi-
gung der Verringerung der Rücklage ist vom Landrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Ver-
fügung vom 26.01.2017 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 01.02.2017 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2017 
in 32756 Detmold, Bielefelder Straße 1, II. OG, Zimmer 
201, öffentlich aus und ist unter der Adresse 
www.detmold.de im Internet verfügbar. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 26.01.2017  
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 30.01.2017 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
80 15. Sitzung des Rates der Stadt Horn-Bad Mein-

berg in der Wahlperiode 2014/2020 am 
02.02.2017 

 
Die 15. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2014/2020 
findet am 
 

Donnerstag, den 02.02.2017 um 18:00 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der 

in der nichtöffentlichen Sitzung des Rates 
am 24.11.2016 gefassten Beschlüsse 

 
2 Haushaltssatzung 2017 
 
3 Änderung des § 9 der Hauptsatzung der 

Stadt Horn-Bad Meinberg aufgrund des 
„Gesetzes zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung“ 

 
4 Organisation der Stadtwerke Horn-Bad 

Meinberg 
1.) 9. Änderung der Betriebssatzung 
2.) Bestellung der Betriebsleitung 

 
5 Ersatzbestimmung von sachkundigen Bür-

gern/Bürgerinnen als Mitglieder bzw. stell-
vertretende Mitglieder in verschiedenen 
Ausschüssen 

 
6 Satzung über die Erhebung eines Kurbeitra-

ges (Kurbeitragssatzung) 
hier: Stadtteil Bad Meinberg 

 
7 Errichtung der Sekundarschule 

Zwischenbericht 
 
8 Anregungen und Beschwerden 
 
8.1 Antrag des SPD-Ortsvereins Bad Meinberg 

bezüglich der Neugestaltung des Umfeldes 
am Kurparkstausee 

 
9 Einwohnerfragestunde 
 
10 Anfragen / Mitteilungen 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
11 Anfragen / Mitteilungen 

 
Horn-Bad Meinberg, den 25.01.2017 
 
 
Rother 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 30.01.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


